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les mögliches Mittel; es ist überprüft worden. GRECO 
hat gesagt, es sei verfassungsgemäß, es sei alles in Ord-
nung, wir könnten das so machen. Der werte, geschätzte 
Kollege Helmut Brandt, der jetzt nicht mehr da ist, hat 
in seiner Rede am 17. Dezember letzten Jahres – er ist 
ja bei uns der zuständige Berichterstatter – schon dazu 
ausgeführt, dass § 24 Parteiengesetz das auch mit erfasst. 

Ich möchte an dieser Stelle ganz ausdrücklich be-
tonen: Selbst wenn wir wie auch immer geartete Of-
fenlegungs- und Transparenzregelungen bezüglich des 
Sponsorings hätten, wäre dieser Fall nicht davon erfasst 
gewesen. Ich möchte auch daran erinnern, dass sich jeder 
Abgeordnete – es gibt einen Verhaltenskodex, über den 
wir diskutiert haben und den wir uns am Anfang dieser 
Legislaturperiode gegeben haben – fragen muss: Was tue 
ich? Ist das politisch korrekt? Handle ich richtig? Daran 
müssen wir uns ausrichten.  

Wir halten eine weiter gehende Regelung nicht für 
erforderlich, weil wir glauben, dass § 24 Parteiengesetz 
das abdeckt. Wenn es gute Vorschläge gibt, wäre ich die 
Letzte, die darüber nicht noch einmal gerne redet. Aber 
wie gesagt: Dieser Vorgang wäre davon nicht erfasst ge-
wesen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. Damit sind wir am Ende der Debatte an-

gelangt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion Bündnis  90/Die Grünen auf der Drucksa-
che 18/10476 mit dem Titel „Parteiensponsoring regeln“. 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wünscht Abstim-
mung in der Sache, die Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD wünschen Überweisung, und zwar zur federführen-
den Beratung an den Innenausschuss und zur Mitbera-
tung an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz.

Nach ständiger Übung stimmen wir zunächst über 
den Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage 
deshalb: Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die 
Überweisung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition beschlossen. Deshalb 
stimmen wir über den Antrag auf Drucksache 18/10476 
nicht in der Sache ab.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9 a bis 9 c auf: 

a)   –	 Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes

Drucksachen  18/9985, 18/10351, 18/10444 
Nr. 1.9

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales (11.  Aus-
schuss)

Drucksache 18/10521

–	 Bericht des Haushaltsausschusses (8.  Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 18/10522	

b)   –	 Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedar-
fen sowie zur Änderung des Zweiten und 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

Drucksachen  18/9984, 18/10349, 18/10444 
Nr. 1.8

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales (11.  Aus-
schuss)

Drucksache 18/10519

–	 Bericht des Haushaltsausschusses (8.  Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 18/10520	

c)	 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So-
ziales (11. Ausschuss) zu dem Antrag der Ab-
geordneten Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn, 
Kerstin Andreae, Markus Kurth, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN

Existenzminimum verlässlich absichern, 
gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen

Drucksachen 18/10250, 18/10519 	

Zu beiden Gesetzentwürfen der Bundesregierung liegt 
je ein Entschließungsantrag der Fraktion Die Linke vor. 
Über den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Er-
mittlung von Regelbedarfen werden wir später nament-
lich abstimmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung sind für die Aussprache 38 Minu-
ten vorgesehen. – Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist 
so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die Bun-
desregierung hat die Parlamentarische Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Gabriele Lösekrug-Möller, Parl. Staatssekretärin 
bei der Bundesministerin für Arbeit und Soziales: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Eines ist klar: 
Die existenzsichernden Leistungen müssen sich an den 
allgemeinen Lebensverhältnissen und der Wohlstands-
entwicklung orientieren; denn Teilhabe muss auch bei 
Leistungsbezug möglich sein. Deshalb ist der Gesetzge-
ber zu Recht verpflichtet, regelmäßig die Leistungssätze 
sowohl im SGB II und im SGB XII als auch im Asylbe-
werberleistungsgesetz anzupassen. Mit beiden Gesetzen, 
die wir heute abschließend beraten, kommen wir dieser 
Verpflichtung nach. 

Barbara Woltmann
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Schon der ursprüngliche Entwurf des Regelbedarfs-
Ermittlungsgesetzes sah vor, das soziokulturelle Exis-
tenzminimum auf Grundlage des bewährten Statistik-
modells erneut zu bemessen. Ich halte fest: Im Ergebnis 
führt das Gesetz unter anderem zu deutlich höheren Re-
gelbedarfen für Kinder in der mittleren Altersstufe sowie 
zu moderaten Erhöhungen bei Alleinstehenden und Part-
nern in Paarhaushalten.

Ich begrüße es sehr, dass wir uns im parlamentarischen 
Verfahren auf weitere Punkte verständigen konnten, von 
denen viele Menschen in unserem Land profitieren wer-
den. So haben wir zum Beispiel das sogenannte Erstren-
tenproblem gelöst. Viele Leistungsberechtigte, die keine 
bedarfsdeckende Rente haben, mussten bislang im ersten 
Rentenzahlmonat von ihrem Grundsicherungsanspruch 
leben, weil die Rente erst am Monatsende überwiesen 
wird. Dadurch konnten Betroffene in der Vergangenheit 
in eine Notlage geraten. Mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf sorgen wir dafür, dass Leistungsberechtigte künftig 
für den entsprechenden Monat ein Überbrückungsdarle-
hen erhalten, das nur in zumutbarer Höhe zurückgezahlt 
werden muss.

(Beifall bei der SPD) 

Gestern im Ausschuss haben die Oppositionsfraktio-
nen erhebliche Zweifel an der Umsetzung der Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts geäußert. Diese Kritik 
wird auch heute zu hören sein. Dazu sage ich ganz klar: 
Der Gesetzgeber könnte es sich bei der Bewertung, an 
welchem Lebensniveau sich das Existenzminimum be-
misst, natürlich leicht machen und die Referenzgruppe 
ganz großzügig bemessen. Dann drückte er sich zwar vor 
wertenden Entscheidungen in der Sache, erntete jedoch 
den meisten Applaus. Oder er stellt sich wie die Bun-
desregierung der Verantwortung und bekennt Farbe bei 
der Frage: Wie viel braucht ein Mensch zum würdevol-
len Leben? Die Bundesregierung hat sich mit ihrem Ge-
setzentwurf für eine verantwortliche und verantwortbare 
Neubemessung der Regelbedarfe entschieden. Grundla-
ge ist das bewährte und vom Bundesverfassungsgericht 
im Kern bestätigte Verfahren unter Beachtung der höch-
strichterlichen Urteile. 

Auch mit dem zweiten heute vorliegenden Gesetzent-
wurf, dem Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes, nehmen wir verant-
wortungsvoll notwendige Anpassungen vor.

Ich bitte Sie um Zustimmung zu beiden Gesetzent-
würfen, damit die Gesetze am 1.  Januar 2017 in Kraft 
treten können. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. – Für die Fraktion Die Linke spricht jetzt 

Katja Kipping.

(Beifall bei der LINKEN)

Katja Kipping (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 

Deutsche Gewerkschaftsbund sagt zu dem vorliegenden 
Gesetzentwurf aus dem Hause von Andrea Nahles – Zi-
tat –: Aus unserer Sicht sind die Defizite so schwerwie-
gend und vielfältig, dass wir fordern, noch einmal ganz 
neu zu rechnen. – Zitat Ende. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Recht hat er. Was Andrea Nahles hier vorgelegt hat, ist 
nichts anderes als das gezielte Kleinrechnen des sozio-
kulturellen Existenzminimums. Und dazu sagen wir als 
Linke geschlossen Nein.

(Beifall bei der LINKEN)

Zur Erläuterung: „Soziokulturelles Existenzmini-
mum“ meint, dass der Mensch nicht nur körperlich 
überleben soll, sondern auch als soziales Wesen überle-
ben muss. Das heißt eben, dass man nicht nur Geld zum 
Essen braucht, sondern auch, um Freunde zu treffen, zu 
einem Verein zu fahren oder sich den Bezug einer Tages-
zeitung leisten zu können. Beim soziokulturellen Exis-
tenzminimum handelt es sich um ein Grundrecht. Hier ist 
also besondere Sorgfalt gefragt.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Doch Andrea Nahles hat alle Tricks ihrer Vorgänge-
rin mit CDU-Parteibuch faktisch fortgesetzt. Nur zur 
Erinnerung, wie der Regelsatz berechnet wird: Mehrere 
Haushalte halten über drei Monate ihre Konsumausga-
ben fest, und dann wird von den Ausgaben der ärmeren 
dieser Haushalte – es sind die unteren 15 Prozent – das 
Existenzminimum abgeleitet. Sie haben die unteren 
15 Prozent der Einkommenshierarchie genommen. Nur, 
um eine Ahnung davon zu vermitteln, wie arm die Leu-
te sind, von deren Ausgaben wir die Regelsätze ableiten, 
sage ich: Das durchschnittliche Einkommen dieser Haus-
halte beträgt 764 Euro. Das heißt, diejenigen, von deren 
Ausgaben wir das ableiten, leben weit unter der Armuts-
grenze. In dieser Gruppe sind verdeckt Arme enthalten. 

Hinzu kommt, dass Sie jede Menge Abschläge zu-
sätzlich vornehmen. Um einige Beispiele zu nennen: 
Die Haftpflichtversicherung, die Malstifte für die Kin-
der in der Freizeit, die Kugel Eis im Sommer, der Grab-
schmuck, der Weihnachtsbaum, das Glas Glühwein auf 
dem Weihnachtsmarkt  – das alles und vieles mehr ge-
stehen Sie Menschen, die auf Hartz IV angewiesen sind, 
nicht zu. Ich muss ganz klar sagen: Das, was CDU/CSU 
und SPD hier machen, ist eine große Bevormundung 
durch die materielle Daumenschraube, und das ist übel.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man nur die offensichtlichen Tricks weglassen 
würde, müsste der Regelsatz bei mindestens 560  Euro 
liegen. 

Nun ist es ja neuerdings Mode geworden, das Problem 
Armut zu relativieren und zu sagen: Das ist ja nur ein sta-
tistischer Effekt. – Ich möchte klar festhalten: Es ist sehr 

Parl. Staatssekretärin Gabriele Lösekrug-Möller
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sinnvoll, Armut im Verhältnis zum gesamtgesellschaftli-
chen Standard zu bemessen. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Darüber hinaus müssen wir aber auch klar sagen: 
Hartz‑IV-Betroffene hierzulande sind wirklich von ma-
terieller Unterversorgung betroffen. Dazu nur einige 
Zahlen: 34  Prozent  – das ist also jeder Dritte  – sagen, 
sie können sich keine notwendigen medizinischen Zu-
satzleistungen leisten; 59  Prozent sagen, sie können 
nicht einmal abgenutzte Möbel ersetzen; 69 Prozent der 
Hartz‑IV-Betroffenen sagen, dass sie sich nicht einmal 
eine Woche Urlaub auf niedrigstem Niveau mit ihrer Fa-
milie leisten können; 29 Prozent sagen, dass sie es sich 
nicht leisten können, Freunde zu sich nach Hause ein-
zuladen. Um es zusammenzufassen: Für viele Menschen 
hierzulande ist Armut wahrlich kein abstraktes Problem, 
sondern bittere Realität. Daran muss man etwas ändern.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Katja Mast [SPD]: Indem man sie in Arbeit 
bringt!)

Unter diesem Tagesordnungspunkt wird auch der 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes behandelt. Das, was 
Schwarz-Rot hier vorschlägt, ist schäbig. Es ist Aus-
druck einer wirklichen Ignoranz gegenüber höchstrich-
terlicher Rechtsprechung. Ich kann aus Zeitgründen nur 
auf einen Punkt eingehen. Ihr Gesetzentwurf sieht vor, 
dass Personen, die in Gemeinschaftsunterkünften leben, 
die Leistungen um 10 Prozent gekürzt werden sollen. Sie 
unterstellen damit, dass all diese Menschen quasi in einer 
eheähnlichen Einstandsgemeinschaft leben. Der Vertre-
ter des Jesuiten-Flüchtlingsdienstes hatte dafür nur ein 
Wort. Er sagte: Das, was Schwarz-Rot hier macht, ist 
faktische Zwangsverpartnerung. – Deshalb sagen wir zu 
diesem Gesetzentwurf ganz klar und entschieden Nein.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben angeregt, dass über diesen Gesetzentwurf 
namentlich abgestimmt wird, und das aus gutem Grund. 
Ich habe in der Vergangenheit auf so mancher Diskus-
sionsveranstaltung vor Wahlen immer wieder den Ein-
druck gehabt: Mensch, in der SPD sitzen echt vernünf-
tige Leute, die verstanden haben, dass Hartz IV, dass die 
Agenda  2010 ein Fehler war, und die kritische Punkte 
einräumen. – Das Problem ist: Am Tag nach der Wahl ist 
das offensichtlich nichts mehr wert. Deswegen steht heu-
te jeder von Ihnen ganz persönlich in der Verantwortung. 

Das, was hier vorliegt, bedeutet ganz klar Armut und 
materielle Ausgrenzung per Gesetz. Jeder, der diesem 
Gesetzentwurf zustimmt, sagt Ja zu Armut und Ausgren-
zung. Wir als Linke sagen Nein dazu. Wir sagen Ja zu 
den wirklichen Alternativen. Das sind für uns gute Arbeit 
und eine sanktionsfreie Mindestsicherung in Höhe von 
mindestens 1 050 Euro.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Danke. – Jetzt hat die Kollegin Jana Schimke für die 

CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir bera-

ten heute abschließend Gesetzentwürfe, bei denen es um 
die Neufestsetzung der Regelbedarfe im SGB II und im 
SGB XII sowie im Asylbewerberleistungsgesetz geht. Es 
geht also um jene Bereiche unseres Unterstützungssys-
tems, mit denen das Existenzminimum bedürftiger Men-
schen in Deutschland sichergestellt wird. Uns wurde die 
Verantwortung zuteil, Wünschenswertes zu berücksich-
tigen, vor allem aber auch im Rahmen des Machbaren 
zu bleiben. Schließlich geht es um sehr unterschiedliche 
Gruppen von Menschen: Die einen sind dazu aufgerufen, 
für ihren Lebensunterhalt möglichst bald wieder alleine 
zu sorgen. Die anderen können das aus gesundheitlichen 
oder altersbedingten Gründen nicht mehr.

Wenn es ums Geld geht, ist es fast nie möglich, alle 
Beteiligten  – dazu zähle ich Parteien, Interessensver-
bände oder auch die Bundesländer – zufriedenzustellen. 
Deshalb hat eine Reihe von Forderungen keinen Zugang 
ins Gesetz gefunden. Das ist auch gut so. Gleichwohl 
schaffen wir heute die Grundlage, dass die Hilfebedürfti-
gen in unserem Land weiterhin ausreichende Leistungen 
im Sinne des Existenzminimums erhalten. Bedürftige 
können weiterhin darauf vertrauen, durch den Staat und 
durch die Gemeinschaft unterstützt zu werden. 

Maßgeblich dafür ist die aktuelle Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe aus dem Jahr  2013. Sie spiegelt 
die Lebensverhältnisse der Haushalte und Menschen in 
Deutschland wider und ist damit eine der wichtigsten 
amtlichen Statistiken. Wir bleiben ganz bewusst bei die-
ser Methodik zur Berechnung des Regelsatzes, weil sie 
sich bewährt hat und den verfassungsrechtlichen Vor-
gaben entspricht. Dies haben sowohl das Bundesverfas-
sungsgericht als auch die Sachverständigen in der erst 
kürzlich stattgefundenen öffentlichen Anhörung noch 
einmal bestätigt.

Die positiven Signale dieses Gesetzes an die Bürger 
zeigen sich einmal mehr in mehrfacher Hinsicht. Zum 
einen profitieren Bedürftige von der guten gesamtwirt-
schaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Lage in unse-
rem Land. So steigen die Regelsätze im Sozialgesetz-
buch II und im Sozialgesetzbuch XII um durchschnittlich 
5 Euro und für Kinder im Alter von 7 bis 14 Jahren sogar 
um 21 Euro. Hier kommen wir den Preissteigerungen der 
letzten Jahre in vielen Bereichen nach, beispielsweise 
in den Bereichen Nahrung, Kleidung und auch Energie. 
Zum anderen sind diese Erhöhungen moderat. Sie sind 
ein Signal an die vielen Menschen in unserem Land, die 
diese Leistungen mit ihren Steuern und Einkommen fi-
nanzieren. Wir als politische Verantwortungsträger zei-
gen, dass wir verantwortungsvoll mit den Steuergeldern 
umgehen. 

Sozialpolitik ist aber auch oft eine Gratwanderung 
zwischen Anreiz und Fehlanreiz. Deshalb werden wir 
als Union unsere Ziele von Sozialpolitik nicht aus dem 

Katja Kipping
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Blick verlieren. Konkret ist damit das Prinzip von Hil-
fe zur Selbsthilfe gemeint. Ausufernde Regelsätze und 
Zusatzleistungen hier und da können dazu führen, dass 
Hilfe zu Abhängigkeit führt. Das wollen wir vermeiden.

Es geht aber auch darum, zu prüfen, ob Leistungen 
noch zeitgemäß und in der Sache begründet sind. Dies 
zeigt sich auch bei den Regelsätzen im Asylbewerber-
leistungsgesetz. Hier kommen wir den vielen Asyl-
rechtsänderungen des vergangenen Jahres nach, und wir 
entsprechen unserem Anspruch, vorrangig Sach- statt 
Geldleistungen auszugeben. Dies betrifft die Berechnung 
der Regelbedarfe. Danach werden wir den notwendigen 
Bedarf, zu dem Nahrung, Kleidung, Unterkunft, Ge-
sundheitspflege oder auch Haushaltsprodukte zählen, um 
durchschnittlich 17 Euro reduzieren. 

Wir führen ebenfalls eine neue, niedrigere Bedarfs-
stufe für erwachsene Leistungsberechtigte in Sammel-
unterkünften ein. Diese Personen teilen sich durch den 
gemeinschaftlichen Wohnraum die Kosten. Das werden 
wir künftig im Regelsatz berücksichtigen. Hier schaffen 
wir in vielerlei Hinsicht Klarheit und auch mehr Gerech-
tigkeit im Sinne aller, die auf staatliche Hilfen angewie-
sen sind. 

Weiter schaffen wir Klarheit bei den Menschen mit 
Behinderung, die in einer Wohngemeinschaft leben, zum 
Beispiel bei den Eltern, bei Freunden oder bei Verwand-
ten. Sie wurden vorher durch die Regelbedarfsstufe  3 
erfasst und damit wie Menschen in stationären Einrich-
tungen behandelt. Das Bundessozialgericht hat uns be-
auftragt, das zu ändern. Diese Menschen erhalten künftig 
einen höheren Regelsatz.

Meine Damen und Herren, jeder in unserem Land 
kann darauf vertrauen, dass er in der Not die notwendige 
Unterstützung bekommt. Wir haben deshalb im Bera-
tungsverlauf die Problematik der Erstrentner ausführlich 
thematisiert und eine Lösung gefunden.

Diese durch Maß und Mitte geprägten Entscheidun-
gen stehen für eine finanzierbare, nachhaltige und damit 
auch gute Sozialpolitik. Eine Gesellschaft muss sich ihre 
Standards, die sie sich selbst setzt, auch immer leisten 
können im Sinne kommender Generationen und des so-
zialen Friedens innerhalb der Gesellschaft. Genau das 
setzen wir mit diesem Gesetz um.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Kerstin Griese [SPD])

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank.  – Nächster Redner ist der Kollege 

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir behandeln heute ein sehr wichtiges Gesetz. Es geht 
um das Grundrecht auf Gewährung eines menschenwür-
digen Existenzminimums. Das betrifft die 8  Millionen 

Menschen, die in Deutschland Mindestsicherungsleis-
tungen beziehen, und eigentlich uns alle, auch die, die 
Steuern zahlen, weil sich auch der Steuerfreibetrag letzt-
lich aus diesen Berechnungen ableitet. Es ist also ein Ge-
setz, das uns alle betrifft. 

Das Existenzminimum wird alle fünf Jahre neu be-
rechnet. Grundlage ist ein sogenanntes Statistikmodell. 
Es geht aber nicht darum, das Existenzminimum objektiv 
zu bestimmen, sondern dahinter stecken immer norma-
tive Entscheidungen. Die Grundidee ist eigentlich, dass 
man eine Referenzgruppe, die ein existenzsicherndes 
Einkommen hat, und deren Ausgaben betrachtet und da-
raus den Regelsatz ableitet.

Was die Bundesregierung jetzt allerdings macht, ist 
Folgendes: Sie betrachtet eine Referenzgruppe, die sie so 
ausgesucht hat, dass das Einkommen gerade etwas über 
dem Grundsicherungsniveau liegt. In dieser Referenz-
gruppe sind zudem viele Menschen, die weniger als die 
Grundsicherung haben. Dadurch entstehen Zirkelschlüs-
se. Ihr Einkommen beträgt gerade einmal 764 Euro.

Eigentlich müssten zumindest die Gesamtausgaben 
der Menschen in dieser Gruppe als Referenzwert genom-
men werden, aber selbst das macht die Bundesregierung 
nicht. Von den Ausgaben, die diese Gruppe hat, rechnet 
sie 140 Euro herunter und rechnet damit das Existenzmi-
nimum künstlich klein. Es ist eindeutig, dass das Exis-
tenzminimum, das die Bundesregierung hat berechnen 
lassen, nicht existenzsichernd ist. Deswegen werden wir 
diesen Gesetzentwurf ablehnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Ich könnte relativ lange darüber reden, was an der 
Berechnung der Bundesregierung problematisch ist, und 
unsere Alternativen ausführlich darstellen. Ich mache das 
jetzt nicht, weil die drei Minuten, die ich noch habe, dazu 
nicht ausreichen und ich vermutlich keine zusätzliche 
Redezeit bekomme. Frau Präsidentin, ich würde das gern 
machen, lasse das aber und verweise auf die Stellung-
nahmen der Sozialverbände und den Alternativvorschlag 
in unserem Antrag, der hier heute auch behandelt wird. 
Darin steht, wie man das Existenzminimum methodisch 
vernünftig und existenzsichernd berechnen könnte. Ich 
empfehle das zum Nachlesen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte die Zeit nutzen, um auf zwei aus meiner 
Sicht wichtige Punkte hinzuweisen, die in der Debatte 
ein Rolle gespielt haben und interessanterweise aus den 
Reihen der Unionsfraktion angesprochen worden sind, 
die ich für den sozialen Zusammenhalt bei uns für rele-
vant halte, bei denen ich aber andere Schlussfolgerungen 
ziehen würde als die Kolleginnen und Kollegen aus der 
Unionsfraktion.

Der eine Punkt ist: Wir haben diese Woche gerade die 
neuen Zahlen vom Statistischen Bundesamt erhalten, 
wonach 8  Millionen Menschen in Deutschland Grund-
sicherungsleistungen beziehen  – 8  Millionen, also fast 
10 Prozent der Bevölkerung. Nimmt man noch Leistun-
gen nach dem BAföG hinzu, sind es schon 9 Millionen 

Jana Schimke
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Menschen, die Grundsicherungsleistungen oder ähnliche 
Leistungen in Deutschland beziehen.

Kollege Zimmer hat in der ersten Lesung hier im Ple-
num sowie gestern im Ausschuss noch einmal betont: 
Wenn man das Existenzminimum ordentlich berechne-
te – wie wir das vorschlagen – oder wir dem Vorschlag 
der Linken folgten, hätten wir nicht 8 oder 9 Millionen, 
sondern 10  Millionen, 11  Millionen oder noch mehr 
Menschen, die Grundsicherungsleistungen beziehen. Da-
mit stieße das bedürftigkeitsgeprüfte Grundsicherungs-
system an seine Grenzen, was durchaus problematisch 
wäre. Deswegen ist es aus meiner Sicht wichtig, auch 
über Alternativen wie das Grundeinkommen nachzuden-
ken und zu diskutieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Man muss aber mindestens dafür sorgen, dass die 
Menschen, die eigentlich nicht in das Hartz‑IV-Sys-
tem, nicht in die Grundsicherung gehören, dort heraus-
kommen. Dafür haben wir in unserem Rentenkonzept 
Vorschläge unterbreitet  – vor allen Dingen die grüne 
Garantierente –, um Menschen, die lange rentenversiche-
rungspflichtig beschäftigt waren, nicht in die Grundsi-
cherung abrutschen zu lassen. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die 
gilt nicht für Bestandsrentner, nur für die Zu-
kunft!)

Und wir werden morgen Vormittag die grüne Kinder-
grundsicherung diskutieren, mit der wir es erreichen, 
dass ein großer Teil der jetzt auf Hartz IV angewiesenen 
Kinder aus dem Hartz‑IV-Bezug herauskommt. Das wäre 
das Mindeste, was man an der Stelle tun müsste.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte aber auf eine weitere Gruppe verweisen, 
und damit bin ich bei dem zweiten Punkt, der in der gest-
rigen Debatte eine Rolle gespielt hat, nämlich: Was ist 
mit den Erwerbstätigen? Müsste es nicht einen Abstand 
geben zwischen denen, die erwerbstätig sind, und denen, 
die das Existenzminimum erhalten? Ja, ich finde schon. 
Auch wenn das Lohnabstandsgebot nicht mehr gilt und 
für die Berechnung des Existenzminimums laut Bundes-
verfassungsgericht keine Rolle mehr spielen darf, müs-
sen wir dafür sorgen, dass Menschen, die erwerbstätig 
sind, ein höheres Einkommen haben als das Existenzmi-
nimum.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Katja Kipping [DIE LINKE])

Da sind wir alle gefordert, noch einmal über Maßnah-
men nachzudenken, mit denen wir das erreichen. Denn 
ich glaube, auch der soziale Zusammenhalt ist gefährdet, 
wenn es nicht möglich ist, durch eigene Arbeit mehr zu 
bekommen als das Existenzminimum. Das gilt auch für 
Teilzeiterwerbstätige und Selbstständige. Ich glaube, 
dass da noch eine wichtige Aufgabe vor uns liegt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch da könnte ich Vorschläge unterbreiten. 

Da aber meine Redezeit um ist, ein kurzes Fazit: Wir 
müssen also an zwei Stellen ansetzen. Wir brauchen auf 
der einen Seite eine Grundsicherung, die existenzsi-
chernd ist, vor Armut schützt und deren Regelsatz ver-
nünftig berechnet ist. Auf der anderen Seite müssen wir 
aber dafür sorgen, dass möglichst wenig Menschen in die 
Grundsicherung abrutschen, und dabei vor allem an die 
Alten, die Kinder und an die Erwerbstätigen denken. So 
wird ein Schuh daraus. Die Bundesregierung macht bei-
des nicht, es wäre aber beides dringend notwendig, um 
den sozialen Zusammenhalt bei uns wiederherzustellen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Danke schön. – Jetzt hat Kollegin Daniela Kolbe für 

die SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Daniela Kolbe (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist gut und entspricht auch dem gesunden 
Menschenverstand, dass wir uns die Höhe der Leistungs-
sätze regelmäßig anschauen und den tatsächlichen Le-
benshaltungskosten anpassen. Es ist logisch: Wenn die 
Preise steigen, müssen auch die Sozialleistungen steigen. 
Deswegen wird regelmäßig eine EVS durchgeführt  – 
Herr Strengmann-Kuhn hat ein paar grundsätzliche Din-
ge dazu gesagt –, die eine statistische Grundlage dafür 
bietet, sich ein Bild zu machen, was man in Deutschland 
braucht, um ein würdevolles Leben zu finanzieren und 
teilhaben zu können. 

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie nehmen aber etwas raus!)

Aber Sie haben völlig recht: Es ist eine normative Ent-
scheidung, es gibt nicht den objektiv richtigen Wert da-
für. Deswegen führen wir, wenn wir uns ehrlich machen, 
diese wichtige und auch schwierige Diskussion mitei-
nander.

Dieses soziokulturelle Minimum ist in Deutschland 
Gott sei Dank verbrieftes Recht, und zwar nicht nur für 
die Empfängerinnen und Empfänger von SGB-II- und 
SGB-XII-Leistungen, sondern auch für diejenigen Men-
schen in Deutschland, die Leistungen nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz erhalten. Dazu möchte ich ein 
paar Sätze sagen.

Auch nach dem neuen Asylbewerberleistungsgesetz 
steigen die Leistungen, weil die Preise gestiegen sind. 
Wenn Sie sich den Gesetzentwurf anschauen, dann wer-
den Sie allerdings feststellen, dass die Auszahlungsbeträ-
ge sinken. Das liegt unter anderem daran, dass nach einer 
Einigung der Koalitionsfraktionen einige Dinge zukünf-
tig als Sachleistungen erbracht werden, die deshalb aus 
dem Leistungssatz herausgenommen werden. Dazu sage 
ich gleich noch mehr.

Wir gleichen das Asylbewerberleistungsgesetz an ei-
nigen Punkten auch an das SGB XII bzw. das SGB II an. 

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn
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Dadurch gibt es hier eine größere Parallelität; das finde 
ich auch gut und richtig. Unser System der Sozialgesetz-
gebung ist sehr kompliziert. Deshalb macht es Sinn, an 
der einen oder anderen Stelle gleichlaufende Regelungen 
zu haben. 

Ich freue mich sehr, dass wir es endlich hinbekommen 
haben, eine solche gleichlaufende Regelung im Bereich 
des Ehrenamtes einzuführen. Zukünftig – ich finde das 
vollkommen richtig  – werden bis zu 200  Euro anrech-
nungsfrei sein, die ein Geflüchteter, der Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz erhält, dafür erhält, 
dass er sich ehrenamtlich einbringt. Das ist genau die 
gleiche Regelung, die auch schon im SGB XII gilt, und 
wir freuen uns, dass das jetzt endlich auch für diesen Be-
reich in Kraft treten wird.

(Beifall bei der SPD)

Wir wertschätzen damit das bürgerschaftliche En-
gagement von Geflüchteten, das viele von uns auch aus 
ihren Wahlkreisen kennen. Wir fördern den Optimalfall 
der Integration und senden das Signal: Liebe Geflüchtete, 
ihr seid nicht zur Passivität in diesem Land verdammt, 
sondern wir wollen, dass ihr euch einbringt, dass ihr ein 
Teil dieser Gesellschaft seid und dass ihr euer Wissen 
und Können im Sportverein  – oder wo immer ihr das 
mögt  – teilt. Das ist die herzliche Einladung, die auch 
von diesem Gesetzentwurf ausgeht.

(Beifall bei der SPD)

Wir gliedern durch diesen Gesetzentwurf zwei Teile 
aus und erbringen sie zukünftig als Sachleistungen, und 
zwar die Leistungen für Strom und für Wohnungsin-
standhaltung. Das ist für verschiedenste Konstellationen 
prinzipiell durchaus sinnvoll, etwa für Bewohner von 
Gemeinschaftsunterkünften, die nicht renovieren, wenn 
sie ausziehen, und wo auch nicht jedes Zimmer einen 
Stromzähler hat. Diese Ausgliederung steht jetzt im Ge-
setzentwurf.

Wir haben in der Anhörung aber auch durchaus kriti-
sche Stimmen gehört; denn das Leben ist bunt. Es leben 
eben nicht alle Bezieherinnen und Bezieher in Gemein-
schaftsunterkünften, sondern manche leben auch in einer 
privaten Wohnung. Die Kommunen, die genau das för-
dern, dass Geflüchtete nämlich in privaten Wohnungen 
untergebracht werden, fürchten zukünftig einen höheren 
Verwaltungsaufwand, weil sie Stromrechnungen einsam-
meln und die Renovierungen klären müssen, und das 
nehmen wir sehr ernst.

Außerdem müssen die Betroffenen wissen, dass sie 
zukünftig ein Recht darauf haben, die Stromkosten und 
die Kosten für die Wohnungsinstandsetzung abzurech-
nen. Womöglich wäre hier eine Kannregelung sinnvoller 
gewesen; denn das Leben ist nun einmal bunt.

Wir haben aber etwas anderes getan: Wir werden uns 
die Regelung und ihre Wirkungen 2018 noch einmal an-
schauen und genau prüfen, ob wir hiermit den Kommu-
nen einen Gefallen oder ob wir etwas Kontraproduktives 
tun. Ich denke, wir werden diese Debatte sowieso stets 
weiterführen, und das werden wir auch an dieser Stelle 
tun.

Zum Schluss möchte ich noch einen Punkt loswerden, 
weil das in der Debatte manchmal ein bisschen schräg 
anklingt: Wir Sozis glauben nicht, dass man durch Leis-
tungskürzungen Geflüchtete abschrecken

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sylvia 
Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

oder davon abbringen kann, nach Deutschland zu kom-
men. Es gibt auch aktuelle Studien, die genau das bele-
gen. Die Leute kommen wegen der Demokratie, wegen 
der Freiheit und wegen der Rechtsstaatlichkeit hierher.

Wir finden, dass das Bundesverfassungsgericht hier 
einen wichtigen Rechtsgrundsatz formuliert hat, näm-
lich, dass die Festlegung des Existenzminimums eben 
nicht migrationspolitisch motiviert sein darf, und dabei 
sollte es auch bleiben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Katja Kipping [DIE LINKE]: 
Da haben aber Ihre Kollegen von der CDU et-
was anderes erzählt!)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. – Als Nächstes hat Professor Dr. Matthias 

Zimmer für die CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Matthias Zimmer (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Er-

mittlung der Regelbedarfe nach SGB XII ist ein kompli-
ziertes Verfahren. 

(Katja Kipping [DIE LINKE]: In der Tat!)

Darüber zu streiten, ob das alles trennscharf ist und wel-
che Gruppen hereingerechnet, herausgerechnet, zu wel-
chem Prozentsatz berücksichtigt werden sollen, ist ein 
unendliches Feld der Freude für die Fachwissenschaftler.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt!)

Der Kollege Strengmann-Kuhn, der ja Fachwissenschaft-
ler ist, hat uns gerade und auch gestern im Ausschuss ge-
zeigt: Das ist auch ein unendliches Feld der Leidenschaft.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt auch!)

Man kann es anders machen, als wir es gemacht ha-
ben, man muss es aber nicht. Mir reicht es, dass das Sta-
tistische Bundesamt in der Anhörung bestätigt hat, dass 
die Berechnung fachlich in Ordnung ist.

(Brigitte Pothmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Du bist ja bescheiden geworden!)

Ähnliches gilt für die Frage der Vereinbarkeit mit der 
Verfassung. Der Vorwurf der mangelnden Konformität 
mit der Verfassung ist immer schnell bei der Hand. Je-
doch ist das Verfahren 2011 ähnlich durchgeführt wor-
den, ganz ohne Beanstandungen. Für mich bedeutet dies: 

Daniela Kolbe



Deutscher Bundestag – 18 . Wahlperiode – 206 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 1 . Dezember 201620578

(A) (C)

(B) (D)

Die Ermittlung der Regelsätze ist sachgemäß und verfas-
sungskonform.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Beate Müller-
Gemmeke [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: 
Aber ist es auch gerecht?)

Wir als Union haben uns – auch dies sei gesagt – eini-
gen Wünschen des Koalitionspartners verweigert. Aber 
wir haben das mit guten Gründen getan. Drei Bereiche 
will ich einmal aufgreifen.

Erstens. Unser Koalitionspartner hätte gerne gesehen, 
wenn wir für sogenannte Weiße Ware den Erwerb über 
Darlehen bzw. Zuschuss möglich gemacht hätten, also 
ganz ähnlich, wie es früher nach dem alten Bundessozi-
alhilfegesetz möglich war. Nun ist die Weiße Ware schon 
Bestandteil des Regelsatzes. Mir ist aber auch klar, dass 
der dafür vorgesehene Anteil höchst selten zurückgelegt 
und gespart wird, wie übrigens auch bei den Haushalten, 
deren Einkommen über dem Niveau von Hartz IV liegt. 
Ich finde es schwer, zu begründen, dass wir den einen 
helfen und den anderen sagen: Schaut ihr einmal selbst 
zu, wie ihr das finanziert.

Zweitens: die Frage des Umgangsmehrbedarfs. Ja, es 
ist richtig: Das ist ein schwieriges Thema. Besonders das 
Argument des Kindeswohls wiegt schwer. Jedoch gibt 
es schon heute einen Mehrbedarf für Alleinerziehende; 
sie sind in der höheren Regelbedarfsstufe 1 eingeordnet. 
Sie erhalten also mehr Leistungen als verheiratete Paare 
mit Kindern. Dies jetzt noch einmal auszuweiten, scheint 
mir zu Unwuchten zu führen, die schwer zu rechtfertigen 
sind,

(Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es geht doch um die 
Kinder und nicht um die Alleinerziehenden!)

zumal unsere Bedenken, was die systematische Benach-
teiligung von Familien und eingetragenen Partnerschaf-
ten durch die unterschiedlichen Regelbedarfsstufen be-
trifft, nicht ausgeräumt sind.

Drittens: die Ausweitung des Bildungs- und Teilha-
bepakets auch auf Nachhilfe zum Bildungsaufstieg. Ich 
sage offen: Hier hat es bei uns sehr kontroverse Diskus-
sionen gegeben. Richtig ist: Der Zusammenhang von 
sozialer Lage und Bildungschancen muss durchbrochen 
werden. Richtig ist aber auch: Die Förderung von Poten-
zialen im Bildungsbereich ist eine Aufgabe der Schulen, 
mithin eine öffentliche Aufgabe. Warum soll ich eine ge-
nuin öffentliche Aufgabe privatisieren? Warum sollte ich 
hier Anreize für eine Nachhilfeindustrie setzen? Nein, 
ich jedenfalls halte dies für falsch. Bildung ist Aufgabe 
der Schulen, nicht das Geschäft der Nachhilfe. Die Schu-
len sollen ihren Job richtig machen. Bildungspolitik ist 
die Aufgabe der Länder. Den Bund durch die Hintertür in 
diese Aufgabe mit hineinzubringen, halte ich für falsch.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Dr.  Martin 
Rosemann [SPD]: Dann wäre ja die Konse-
quenz, das ganze Paket abzuschaffen!)

Ein letzter Gedanke. Transferleistungen müssen er-
wirtschaftet werden. Sie werden auch von denjenigen 
erwirtschaftet, deren Einkommen nur einen Wimpern-

schlag über der Grenze für den Bezug der Sozialleistun-
gen liegt. Die Legitimität des solidarischen Miteinanders 
in unserer Gesellschaft hängt aber wesentlich davon ab, 
dass wir nicht die Ränder stärken, sondern die Mitte der 
Gesellschaft, dass wir den Menschen, die arbeiten und 
keine Transferleistungen erhalten, das Gefühl geben: Ihr 
seid uns wichtig, und zwar nicht nur als Zahlmeister für 
gesellschaftliche Randgruppen.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Die haben aber 
Angst, abzusteigen, und die Angst wird immer 
größer!)

Wenn wir den Populismus bekämpfen wollen, müssen 
wir deutlich machen: Wir wollen nicht die gesellschaft-
lichen Ränder auf Kosten der Mitte stärken, sondern die 
Randgruppen in die Mitte integrieren.

(Katja Mast [SPD]: Stimmt!  – Özcan Mutlu 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Erst überle-
gen, dann sagen!)

Über das, was dies bedeutet, waren wir in der Koalition 
durchaus unterschiedlicher Meinung. Ich finde es richtig, 
diese Differenzen deutlich zu machen. Sozialpolitische 
Probleme sind aus unserer Sicht manchmal eben auch 
ordnungspolitische Probleme und nicht, wie es manch 
einer denken mag, lediglich finanzpolitische Probleme. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir die gesell-
schaftliche Ressource Solidarität nicht überstrapazieren 
dürfen, wenn wir sie erhalten wollen. Der Populismus 
dieser Tage nährt sich nämlich gerade von der Zersetzung 
und der Delegitimierung dieser Ressource. „Wehret den 
Anfängen“ könnte dann nämlich auch heißen, auch und 
gerade in schwierigen Diskussionen über Bedarfe den 
Blick auf das Gemeinwohl und die Gesamtgesellschaft 
nicht zu verlieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin hat die Kollegin 

Dagmar Schmidt, SPD-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir reden 
heute über Gesetze, die mehr als 8 Millionen Menschen 
in Deutschland betreffen, davon allein 2 Millionen Kin-
der und noch einmal 260  000, die über den Kinderzu-
schlag von dem betroffen sind, was wir hier und heute 
beschließen.

Wir haben uns bei der Methodik für das sogenannte 
Statistikmodell entschieden. Ich gebe allen Rednerinnen 
und Rednern recht, die heute gesagt haben: Wir müssen 
an dieser Stelle ganz besondere Sorgfalt walten lassen, 
weil es um viele Menschen geht. Es geht nicht nur um 
diejenigen, die im Leistungsbezug nach dem SGB  II 

Dr. Matthias Zimmer
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sind, die Arbeitslosengeld bekommen, die manchmal 
jung sind und an ihrer Situation noch etwas verändern 
könnten, sondern es geht auch um diejenigen, die alt und 
krank sind, die mit einer Behinderung leben und denen 
es deswegen nicht mehr möglich ist, an ihrer Situation 
etwas zu ändern. Genau deswegen müssen wir eine be-
sondere Sorgfalt an den Tag legen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Auch müssen wir eine besondere Sorgfalt walten lassen, 
weil es um viele Kinder geht.

Frau Lösekrug-Möller hat es gesagt: Wir erhöhen die 
Regelbedarfsstufe 5 um 21 Euro. Das ist super für all die-
jenigen, die jetzt diese 21 Euro mehr bekommen. 

(Beifall des Abg. Dr. Martin Rosemann 
[SPD])

Aber dies ist auch ein Hinweis darauf, dass wir uns viel-
leicht noch einmal genau angucken müssen, ob unsere 
Methodik wirklich ein valides Verfahren darstellt, um ge-
rade für die Kinder angemessene Regelsätze zu ermitteln. 
Ich glaube, da haben wir eine Aufgabe für die Zukunft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die SPD hat es sich zur Aufgabe gemacht, die konkre-
ten Probleme zu lösen, die uns in unseren Bürgersprech-
stunden, bei Gesprächen, die wir führen, auf den Tisch 
gelegt werden. Das war zunächst einmal die Frage der 
sogenannten Erstrenten, zu denen auch die Staatssekre-
tärin schon etwas gesagt hat. Wer Arbeitslosengeld be-
zieht und dann in Rente geht, der hat bislang zu Beginn 
des Monats sein Geld bekommen, bekommt es dann zum 
Ende des Monats und hat einen Zeitraum vor sich liegen, 
in dem er sehen muss, wie er zurechtkommt. Das wol-
len wir jetzt mit einem Darlehen unterstützen, das nicht 
vollständig abbezahlt werden muss. Ich glaube, diese 
Problemlösung ist mehr als angemessen angesichts einer 
solchen Lücke im sozialen System.

(Beifall bei der SPD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Unterdeckung!)

Wir hätten gerne dasselbe Prinzip, nämlich dass wir 
die Menschen nicht aus der Verantwortung lassen, ihnen 
aber auch nichts aufbürden, was sie am Ende des Tages 
nicht leisten und nicht stemmen können, auch für die 
sogenannte Weiße Ware oder für unerwartet steigende 
Stromkosten angewandt. Leider hatten wir die Kraft in 
dieser Koalition nicht, das auch umzusetzen.

(Kerstin Griese [SPD]: Sehr schade!)

Wir haben eine weitere Diskussion geführt. Dabei 
ging es um die Frage der Mobilität. Auch da haben wir 
im Vergleich zu der Regelbedarfsermittlung der letzten 
Legislatur eine deutliche Verbesserung erzielt. Aber wir 
haben noch immer nicht das Problem gelöst, das Men-
schen haben, die im ländlichen Raum leben. Ich weiß 
nicht, wie es bei Ihnen ist. Ich komme aus dem ländli-
chen Raum. Nicht alles, was man zum Leben an Mobi-
lität haben muss, ist über den öffentlichen Personennah-
verkehr gewährleistet. Ab einem bestimmten Alter und 

auch ab einer bestimmten Steigung ist auch nicht mehr 
alles wirklich zwingend mit dem Fahrrad zu erledigen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: E-Bike!)

Ich bin froh, dass wir mit einem Gesetz, das wir heute 
Morgen beschlossen haben, wenigstens erreichen konn-
ten, das Schonvermögen im SGB XII so zu erhöhen, dass 
ein günstiger Pkw darunterfällt. Das ist zumindest ein 
kleiner Schritt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich bin besonders traurig darüber, dass wir Folgendes 
nicht geschafft haben – Ordnungspolitik hin oder her; die 
Debatte hätten Sie schon mit Frau von der Leyen führen 
müssen, als Sie das Grundprinzip eingeführt haben  –: 
Die jetzige Situation, dass Lernförderung in Form von 
Nachhilfe nur für diejenigen Kinder gilt, die akut davon 
betroffen sind, sitzen zu bleiben, und ich keine Möglich-
keit habe, denjenigen Kindern Nachhilfe zu geben, die 
das Potenzial, das Talent und den Willen haben, sich zu 
verbessern, vom B- in den A-Kurs, von der Hauptschule 
in die Realschule zu kommen, ist etwas, was ich schon 
ziemlich bitter finde und was wir uns hätten leisten müs-
sen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein weiterer Punkt war die Frage des Umgangsmehr-
bedarfs. Auch dazu haben wir eine lange Diskussion 
geführt. Dabei geht es darum, dass Menschen, die ihre 
Kinder in zwei Haushalten aufziehen, weil sie getrennt 
leben, einfach höhere Kosten haben, und diese an dieser 
Stelle auch berücksichtigt werden müssten. Dazu, das 
durchzusetzen, hatten wir ebenfalls nicht die Kraft – ich 
hoffe, dass wir auch das irgendwann wieder auf die Ta-
gesordnung setzen können –;

(Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Nach der nächsten 
Bundestagswahl machen wir das!)

das ist sehr schade. Auch das wäre eine wichtige sozial-
politische Maßnahme gewesen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Frau Kollegin Schmidt, denken Sie bitte an die Zeit.

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD): 
Ich denke an die Zeit, habe aber noch einen grundsätz-

lichen Punkt, den ich gerne loswerden möchte. 

Da hier immer nur über die Höhe der Transferleis-
tungen geredet wird: Es geht nicht nur um die Höhe 
der Transferleistungen, sondern auch um eine soziale 
Infrastruktur, die wir für alle Menschen ausbauen müs-
sen. Wenn ich mir anschaue, was diese Koalition für die 
Kommunen auf den Weg gebracht und geleistet hat, dann 
kann ich nur feststellen, dass das ein wichtiger sozialpo-
litischer Beitrag ist. 

(Beifall bei der SPD)

Dagmar Schmidt (Wetzlar)
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Wir dürfen diejenigen, die nicht auf der Sonnenseite des 
Lebens stehen, nicht vernachlässigen. 

In diesem Sinne: Glück auf und noch einen schönen 
Abend!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank. – Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt 

der Kollege Tobias Zech das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Tobias Zech (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist 

unser gesetzlicher Auftrag, über die Regelbedarfe zu ent-
scheiden. Deshalb sind wir heute hier. Ich möchte Sie aber 
auch daran erinnern, dass wir aufgrund unseres christli-
chen, wertegeleiteten Menschenbildes die Aufgabe ha-
ben, Regelsätze zu bestimmen, die eine gesellschaftliche 
und kulturelle Teilnahme am Leben ermöglichen. Das 
ist uns hiermit gelungen. In der katholischen Soziallehre 
geht es um Solidarität und Subsidiarität, aber auch um 
die Achtung des Gemeinwohls. Alle drei stehen neben-
einander. Alle drei sind gleich wichtig. Alle drei erfüllen 
wir mit den beiden Gesetzen. Die Gesetze sind sachlich 
richtig und verfassungsgemäß. Die Berechnungen stim-
men. Somit können wir ohne Weiteres zustimmen. 

Wir stimmen heute über den Entwurf eines Geset-
zes ab, das in der Regel höhere Regelbedarfe vorsieht. 
Meine Vorredner haben schon erwähnt, dass die Regel-
bedarfserhöhung bei Kindern zwischen 14 und 17 Jahre 
21 Euro beträgt. Natürlich nutzen wir die Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe, um beide Gesetze, sowohl 
das Asylbewerberleistungsgesetz als auch das Gesetz zur 
Ermittlung von Regelbedarfen, zu evaluieren und wei-
terzuentwickeln. Wenn wir an die Diskussionen in den 
80er-Jahren zurückdenken, als es noch darum ging, ob 
eine Kinokarte oder eine Zugfahrkarte zum Warenkorb 
gehören, dann können wir feststellen, dass die Methodik, 
die wir jetzt anwenden, wesentlich transparenter, ehrli-
cher und näher an den Menschen ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir haben auch Änderungen vorgenommen. Liebe 
Dagmar Schmidt, es sind sicherlich nicht alle Änderun-
gen berücksichtigt worden, die wünschenswert gewesen 
wären. Aber wir haben das Gesetz geändert, und zwar 
in die richtige Richtung. Wir haben die Überbrückung 
der Erstrenten eingeführt; das ist wichtig. Kollegin Mast, 
das, was wir nun korrigieren, hat Rot-Grün eingeführt. 
Wir haben es nun gemeinsam repariert. Es gibt allerdings 
noch viel zu reparieren. Seien Sie doch einmal zufrieden 
mit dem, was wir geändert haben. Der Teufel steckt be-
kanntlich im Detail. Die Nachhilfe wurde bereits als Bei-
spiel genannt. Der Kollege Zimmer hat sehr eindrucks-
voll dargelegt, wo überall Schwierigkeiten bestehen. 

(Katja Mast [SPD]: Das hat er nicht!)

–  Das sehen Sie anders als ich. Aber Sie erlauben mir 
sicherlich meine eigene Meinung. Ich gestehe Ihnen Ihre 
eigene auch zu.

So schwierig das alles im Detail ist – wir haben das 
in der Anhörung und in der sehr emotionalen und guten 
Ausschusssitzung erlebt  –, so wichtig ist, dass wir die 
Grundpfeiler Solidarität, Gemeinwohl und Subsidiarität 
nicht vernachlässigen. Bildung ist in diesem Land Län-
dersache. Daher dürfen wir die Länder auch nicht der 
Exkulpation zuführen. Die Länder haben sich darum zu 
kümmern, dass jedem Kind  – gleich welcher sozialen 
Herkunft und gleich welcher finanziellen Verhältnisse – 
Bildungschancen eröffnet werden. Wir müssen die Län-
der in die Pflicht nehmen und dürfen nicht in vorausei-
lendem Gehorsam finanzieren.

Wir beschließen zudem Änderungen des Asylbewer-
berleistungsgesetzes. Diese sind folgerichtig. Wir folgen 
somit den Beschlüssen des Koalitionsausschusses vom 
April dieses Jahres. Wir werden alles dafür tun, um die 
Sachleistungen in den Vordergrund zu stellen. Sie dürfen 
mit Geldleistungen verrechnet werden; das ist richtig. 
Kollege Strengmann-Kuhn, das ist auch verfassungskon-
form und ist somit nicht zu kritisieren.

Wir müssen das Asylbewerberleistungsgesetz auf-
grund der Diskussionen in unserem Land und aufgrund 
des Populismus, der über das Thema Asyl über uns alle 
hereinbricht, offen und transparent debattieren. Das tun 
wir heute. Dazu ist die Änderung im Gesetz notwendig.

Wir haben neben dem Fokus auf Sachleistungen statt 
Geldleistungen mit der Adaption der Regelung über die 
Steuerfreiheit von ehrenamtlichen Bezügen analog zum 
SGB  XII auch Erleichterungen geschaffen. Diese Er-
leichterungen können für eine bessere Integration ge-
nutzt werden. 

Es ist ein schwieriges Thema. Der Teufel liegt im De-
tail. Man kann über jede einzelne Ausgabe länger strei-
ten. Ich bin mir aber sicher, dass wir hier zwei Gesetze 
verabschieden, die den Grundgedanken der Werte der so-
zialen Marktwirtschaft in diesem Land gerecht werden. 
Wir dürfen und müssen uns bei unserer Politik an den 
Rändern orientieren, aber wir müssen immer die Mitte 
im Fokus haben. Das schaffen wir damit. Ich bitte um 
Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen nun zu den Abstimmungen. Zunächst 
kommen wir unter Tagesordnungspunkt 9 a zur Abstim-
mung über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes. Der Ausschuss für Arbeit 
und Soziales empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf der Drucksache  18/10521, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf den Ihnen bekannten Drucksachen 
in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte dieje-

Dagmar Schmidt (Wetzlar)
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nigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Gesetzent-
wurf in zweiter Beratung mit den Stimmen der Koalition 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Wer dem Gesetzentwurf in die-
ser Ausschussfassung zustimmen will, den bitte ich, sich 
vom Platz zu erheben. – Das läuft auf ein ähnliches Ab-
stimmungsergebnis hinaus. Wer ist dagegen? –

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Herr 
Präsident, bitte schauen Sie nach rechts!)

– Ja, der Hinweis ist völlig richtig. – Wer nicht gegen das 
Gesetz stimmen will, der möge sich von den noch gar 
nicht freigegebenen Urnen entfernen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Selbst wenn ich jetzt zugunsten der Opposition eine 
Reihe von Kolleginnen und Kollegen, die immerhin 
am Rande des Plenums hinten stehen, den abgegebe-
nen Neinstimmen hinzurechnen würde, wäre das Erste 
immer noch die Mehrheit. Damit ist der Gesetzentwurf 
angenommen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Einen 
Versuch war es wert!)

– Der Versuch war zulässig. Er ist auch mit dem entspre-
chenden Ergebnis abgewickelt worden.

Wir stimmen jetzt über den Entschließungsantrag der 
Fraktion Die Linke auf der Drucksache 18/10531 ab. Wer 
stimmt diesem Entschließungsantrag zu? – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Bei umgekehrter Stim-
menverteilung ist der Entschließungsantrag mehrheitlich 
abgelehnt.

Unter dem Tagesordnungspunkt  9  b geht es um die 
Abstimmung über den von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ermittlung von 
Regelbedarfen sowie zur Änderung des Zweiten und des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Der Ausschuss für 
Arbeit und Soziales empfiehlt unter Buchstabe a seiner 
Beschlussempfehlung auf der Drucksache 18/10519, den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung in der Ausschussfas-
sung anzunehmen. Diejenigen, die diesem Gesetzentwurf 
in der Ausschussfassung zustimmen wollen – –

Da gibt es schon wieder das gleiche Problem. Ich ma-
che schon vorher darauf aufmerksam: Es beschleunigt 
das Verfahren nicht, wenn sich alle um die noch nicht 
vorhandenen Abstimmungsurnen drängen.

Diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschuss-
fassung zustimmen wollen, bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer stimmt dagegen? – Damit ist der Gesetzent-
wurf in zweiter Beratung angenommen. 

Jetzt muss sich jeder, der steht, überlegen, wofür er 
stimmen will. Jedenfalls können Sie nicht gleichzeitig 
für und gegen den gleichen Gesetzentwurf stimmen. Es 
gibt auch noch ein paar einzelne Plätze. Insofern ist es 
zumutbar, sich zu setzen.

Wir kommen zur 

dritten Beratung

und Schlussabstimmung. Wir stimmen auf Verlangen der 
Fraktion Die Linke über den Gesetzentwurf namentlich 
ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Sind alle Plätze an 
den Urnen besetzt? – Das ist offenkundig der Fall. Dann 
eröffne ich die Abstimmung.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das sei-
ne Stimmkarte nicht abgegeben hat? – Das scheint nicht 
der Fall zu sein. Dann schließe ich die Abstimmung und 
bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis teilen wir dann 
anschließend mit.1) 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion Die Linke auf der 
Drucksache 18/10532. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag?  – Leichte Irritation bei der Fraktion der 
Grünen? – Seid ihr wieder sortiert?

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Alles gut! Wir sind im Film!)

–  Gut.  – Wer stimmt dafür?  – Die Antragsteller. Wer 
stimmt dagegen?  – Die Koalition. Wer enthält sich?  – 
Die Grünen. Ja, passt doch. Der Entschließungsantrag ist 
mehrheitlich abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 9 c. Wir setzen die Abstimmung 
zu der Beschlussempfehlung des Ausschusses auf der 
Drucksache 18/10519 fort. Der Ausschuss empfiehlt un-
ter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
mit dem Titel „Existenzminimum verlässlich absichern, 
gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen“. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – 
Wer enthält sich? – Mit den Stimmen der Koalition ist die 
Beschlussempfehlung mehrheitlich angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) 

–	 zu dem Antrag der Abgeordneten Jutta 
Krellmann, Klaus Ernst, Herbert Behrens, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Die Wahl von Betriebsräten erleichtern 
und die betriebliche Interessenvertretung 
sicherstellen

–	 zu dem Antrag der Abgeordneten Beate 
Müller-Gemmeke, Katja Keul, Dr.  Thomas 
Gambke, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Mehr Betriebsrätinnen und Betriebsräte 
braucht das Land

Drucksachen 18/5327, 18/2750, 18/7595 

1)   Ergebnis Seite 20587 C
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